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437. Verordnung: Begrenzung der Emission von Trichloräthylen und Tetrachloräthylen aus
Chemischreinigungsmaschinen
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richtungen

4 3 9 . Kundmachung: Beitritt Ungarns zum Internationalen Übereinkommen zur Vereinheit-
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4 3 7 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 23. Juni
1975 über die Begrenzung der Emission von
Trichloräthylen und Tetrachloräthylen aus

Chemischreinigungsmaschinen

Auf Grund des § 82 Abs. 1 der Gewerbe-
ordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974, wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für soziale
Verwaltung und dem Bundesminister für Ge-
sundheit und Umweltschutz verordnet:

§ 1. Diese Verordnung gilt für genehmigungs-
pflichtige und nach Maßgabe des § 82 Abs. 1
zweiter Satz GewO 1973 für bereits genehmigte
gewerbliche Betriebsanlagen, zu deren Betriebs-
einrichtungen Chemischreinigungsmaschinen ge-
hören, in denen Trichloräthylen oder Tetrachlor-
äthylen (Perchloräthylen) verwendet wird.

§ 2. Chemischreinigungsmaschinen dürfen nur
verwendet werden, wenn folgende Voraussetzun-
gen gegeben sind:

1. Die Chemischreinigungsmaschine muß mit
einer Abluftreinigungsanlage ausgestattet
sein, die gewährleistet, daß bei bestimmungs-
gemäßer Verwendung der Chemischreini-
gungsmaschine der Gehalt der gereinigten
Abluft an Trichloräthylen oder Tetrachlor-
äthylen 30 Kubikzentimeter je Kubikmeter
Abluft {30 ppm; diesem Wert entsprechen —
bei 20° C und 1,013 bar — je Kubikmeter
Abluft 156 mg Trichloräthylen beziehungs-
weise 201 mg Tetrachloräthylen) nicht über-
schreitet.

2. Für das belästigungsfreie Abführen der ge-
reinigten Abluft ins Freie muß eine eigene
Abluftleitung zur Verfügung stehen.

3. In einem geraden Rohrstück der Abluft-
leitung hinter der Abluftreinigungsanlage

muß an einer leicht zugänglichen Stelle eine
dicht verschließbare Kontrollöffnung mit
einem Durchmesser von 15 mm vorhanden
sein.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. September
1975 in Kraft.

Staribacher

4 3 8 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 29. Juli 1975 über
den Aufwand für die Anstaltspflege von
Wehrpflichtigen in heereseigenen Einrich-

tungen

Auf Grund des § 17 Abs. 2 des Heeres-
gebührengesetzes, BGBl. Nr. 152/1956, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 12/1967
wird verordnet:

§ 1. Die im Durchschnitt für die Anstalts-
pflege eines Wehrpflichtigen in einer heeres-
eigenen Krankenabteilung oder einer heeres-
eigenen Krankenanstalt erwachsenden und als
Aufwand des Bundes im Sinne des § 17 Abs. 1
des Heeresgebührengesetzes geltenden Kosten be-
tragen

a) für stationäre Pflege 510 S pro Tag,
b) für ambulatorische Behandlung 250 S pro

Behandlung.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Septem-
ber 1975 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser
Verordnung tritt die Verordnung des Bundes-
ministers für Landesverteidigung vom 17. Juli
1974, BGBl. Nr. 461, über den Aufwand für
die Anstaltspflege von Wehrpflichtigen in heeres-
eigenen Einrichtungen außer Kraft.

Lütgendorf
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4 3 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 23. Juli 1975 über den Beitritt Ungarns
zum Internationalen Übereinkommen zur
Vereinheitlichung der Methoden der Unter-

suchung und Bewertung der Weine

Nach Mitteilung der hiesigen französischen
Botschaft ist Ungarn dem Internationalen Über-

einkommen zur Vereinheitlichung der Methoden
der Untersuchung und Bewertung der Weine
(BGBl. Nr. 150/1957, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 69/1960)
am 20. Mai 1975 beigetreten.

Häuser


